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Aulklärung des Sachverhalts erforderlich sind. Er kann 
insbesondere Auskünfte jeder Art und schriftliche 
Unterlagen, auch von Organen des Staatsapparates und 
deren Einrichtungen, sowie ärztliche Auskünfte und 
Gutachten beiziehen. Der Vorsitzende legt den Termin 
der Verhandlung fest und ladet, wenn erforderlich, 
Zeugen und Sachverständige zur Beratung ein. Die 
Beteiligten müssen spätestens 4 Tage vor dem fest­
gesetzten Termin im Besitz der Einladung sein.

§12
(1) Die Kreis- und Bezirksbeschwerdekommissionen 

entscheiden in einer Besetzung von 3 Mitgliedern, wo­
von 2 Mitglieder der Beschwerdekommission Mitglieder 
sozialistischer Produktionsgenossenschaften sein müs­
sen.

(2) Die Zentrale Beschw’erdekommission entscheidet 
in einer Besetzung von 5 Mitgliedern, wovon 3 Mit­
glieder der Zentralen Beschwerdekommission Mitglie­
der sozialistischer Produktionsgenossenschaften sein 
müssen.

(3) Der Vorsitzende legt vor der Verhandlung fest, 
welche Mitglieder der Beschwerdekommission gemäß 
Absätzen 1 und 2 für die Beschlußfassung stimmberech­
tigt sind.

§13
Mitglieder der Besdiwerdekommissionen dürfen an 

der Verhandlung und Entscheidung eines Streitfalles 
nicht teilnehmen, wenn sie am Ausgang des Verfah­
rens persönlich interessiert sind, zu dem Beteiligten in 
verwandtschaftlichen Beziehungen stehen oder in ande­
ren Funktionen bereits früher in diesem Streitfall tätig 
gewesen sind.

§14
(1) Das persönliche Erscheinen des beteiligten Ver­

sicherten kann von der Beschwerdekommission ver­
langt werden.

(2) Die Bes eil Werdekommissionen können auf Antrag 
des beteiligten Versicherten in seiner Abwesenheit 
verhandeln sowie auch dann, wenn der Versicherte 
trotz ordnungsgemäßer Einladung unentschuldigt bzw. 
ohne ausreichenden Grund zur angesetzten Verhand­
lung nicht erscheint.

§15
Der Versicherte ist berechtigt, sich in der Verhand­

lung vor der Beschwerdekommission von einem hierzu 
geeigneten volljährigen Bürger vertreten zu lassen. Ist 
der beteiligte Versicherte Kämpfer gegen den Faschis­
mus, oder Verfolgter des Faschismus, ist ein Vertreter 
der zuständigen Kreis- oder Bezirkskommission für An­
gelegenheiten der Kämpfer gegen den Faschismus und 
der Verfolgten des Faschismus mit beratender Stimme 
zur Verhandlung hinzuzuziehen. Eine Vertretung durch 
einen Rechtsanwalt ist vor den Beschwerdekommissio­
nen nicht zulässig.

§16

(1) Die Beteiligten sowie andere zur mündlichen Ver­
handlung eingeladenen Personen haben das Recht, in 
der mündlichen Verhandlung ihre Auffassung darzule­
gen und Vorschläge zur Regelung des Streitfalles zu 
unterbreiten.

(2) In begründeten Fällen können die Beschwerde­
kommissionen beschließen, daß die Verhandlung nur 
mit bestimmten Personen oder mit den Beteiligten 
allein erfolgt.

(3) Die Beschwerdekommissionen haben dahin zu 
wirken, daß sich die Beteiligten sowie Zeugen und 
Sachverständige in allen Fragen vollständig und wahr- 
heitsgemäß erklären, die für eine richtige Entscheidung 
von Bedeutung sind.

§17
(1) Die Beschwerdekommissionen würdigen die Be­

weise und die abgegebenen Erklärungen nach ihrer 
Überzeugung auf Grund einer allseitigen Prüfung des 
Sachverhaltes. Sie entscheiden unter Berücksichtigung 
aller Umstände auf der Grundlage der gesetzlichen Be­
stimmungen mit Stimmenmehrheit. Den Entscheidun­
gen dürfen nur Tatsachen zugrunde gelegt werden, die 
Gegenstand der Verhandlung waren. Halten die Be­
sdiwerdekommissionen einen Einspruch gegen die Höhe 
der Leistungen der Sozialversicherung für begründet, 
so sind sie verpflichtet, die Höhe und den Beginn der 
Zahlung der Leistung festzustellen.

(2) Der mit dem Einspruch geltend gemachte An­
spruch, der Verlauf der Verhandlung und der Beschluß 
der Beschwerdekommission werden schriftlich fest- 
gehalten. Diese Niederschrift wird vom Vorsitzenden 
unterzeichnet und bei den Arbeitsunterlagen der Be­
schwerdekommission aufbewahrt.

(3) Der schriftliche Beschluß besteht aus:

a) der Entscheidung,

b) der Begründung der Entscheidung und

c) einer Entscheidung über die Erstattung der Aus­
lagen gemäß § 18.

(4) Der Beschluß der Kreisbeschwerdekommission ist 
mit einer Belehrung zu versehen, aus der ersichtlich 
ist, daß er innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Zu­
gang durch Einspruch bei der Bezirksbeschwerdekom­
mission angefochten werden kann.

(5) Der Beschluß wird vom Vorsitzenden unterzeich­
net und gegen Empfangsbestätigung den Beteiligten 
innerhalb von 14 Tagen nach Beschlußfassung zu­
gestellt.

§ 18
»

Das Verfahren vor den Beschwerdekommissionen ist 
gebührenfrei. Wird dem Einspruch des beteiligten Ver­
sicherten stattgegeben, so sind ihm die zur Wahrung 
seiner Rechte entstandenen notwendigen Auslagen zu 
erstatten. Wird dem Einspruch des Versicherten nicht 
stattgegeben, so können die Beschwerdekommissionen 
in Ausnahmefällen die teilweise oder volle Erstattung 
entstandener notwendiger Auslagen des beteiligten Ver­
sicherten beschließen. Die Erstattung dieser Auslagen 
erfolgt durch die Deutsche Versicherungs-Anstalt.

§19

Die Beschwerdekommissionen kontrollieren die 
Durchführung ihrer Beschlüsse.


